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Das erſte Vierteljahr des Beſtehens unſeres nen Stellen nicht das Geringſte mitgetheilt hatte, als 


Blattes 


eht zu Ende, und die andauernde eine wenig erfreuliche bezeichnet werden muß. 


Einer⸗ 


Steigerung der Zahl unſerer Abonnenten giebt ſeits haben wir dem Publikum gegenüber die Verpflich⸗ 


uns die erfreuliche Zuverſicht, den Beifall 
unſerer Leſer gefunden zu haben. Wir hoffen 
uns dieſen Beifall durch die unveränderte 
Haltung unſeres Blattes auch fernerhin zu er⸗ 
halten. Wir erſuchen unſere Abonnenten, die 
Erneuerung ihrer Abonnements bei den be⸗ 
treffenden Poſtanſtalten möglichſt zeitig zu 
bewirken, damit ſie das Blatt ohne Unter⸗ 
brechung regelmäßig erhalten. Gleichzeitig er⸗ 
ſuchen wir unſere Leſer durch größtmöglichſte 
Verbreitung unſeres Blattes unſerem Unter- 
nehmen ihre Unterstützung zukommen zulaſſen. 
i Die Redaktion der Verfaſſung. 


An unſere Leſer. 


Mag das Urtheil unſerer Leſer über unſere Befähi⸗ 
gms zur Erreichung des ſelbſtgeſteckten Zieles, ein Volks⸗ 
latt im guten Sinne des Wortes zu ſchreiben, noch fe 
wenig günſtig lauten, ein Zeugniß werden ſie uns nicht 
verſagen können: das Zeugniß, daß wir unſere Anſich⸗ 


ten in ruhiger Form und maßvoller Sprache vorzutra⸗ 
gen gewohnt find. Nichtsdeſtoweniger iſt unjec Blatt 
in der kurzen Zeit feines Beſtehens bereits zweimal ohne 
Angabe des Grundes von der Polizei mit Beſchlag be⸗ 
legt worden. Das erſte Mal hat das Gericht die Maß⸗ 
regel der Polizei nicht gebilligt und wir waren daher in 


der Lage, den muthmaßlich beanſtandeten Artikel ſpäter 
nachbringen zu können. Auch das andere Mal hat man 
fen mit Beſchlag belegte Nummer zurückgeben 
m „ 
den hatte und ſomit der Thatbeſtand einer ſtrafbaren 
Handlung nicht vorlag. Es wurde uns jedoch die Be⸗ 
merkung gemacht, daß, ſo wie die Verbreitung ver⸗ 
ſucht werden ſollte, die Anklage wider uns erhoben wer⸗ 
den würde. 
Jedermann wird zugeben, daß unſere Lage, da man 
uns über die Seitens der Polizei für ſtrafbar gehalte⸗ 


| 
| ſprechen. 


da eine Verbreitung derſelben nicht ae 


tung übernommen, offen und frei die Tagesfragen und 
die in unſerem Vaterlande herrſchenden Zuſtände zu be⸗ 
Andererſeits halten wir es für unſere Auf⸗ 

gabe, jeden Zuſammenſtoß mit dem Strafgeſetz zu ver⸗ 

meiden. Nicht etwa, weil wir die nicht eben durch 
Milde ausgezeichneten Strafmaße deſſelben fürchteten, 
ſondern hauptfächlich deshalb, weil wir es für die 

Pflicht eines jeden Bürgers anſehen, die be— 
ſtehenden Geſetze zu achten, möge er mit den Be⸗ 
ſtimmungen derſelben auch noch ſo wenig einverſtan⸗ 
den ſein. 

Was bleibt uns alſo übrig? Nichts als die Selbſt⸗ 
Cenſur. Dieſe haben wir nach beſtem Wiſſen und Ge⸗ 
wiſſen geübt. Wir geben alſo den muthmaßlich bean⸗ 
ſtandeten Artikel in der heutigen Nummer, nachdem wir 
ihn auf das Sorgfältigſte geprüft und alles möͤglicher⸗ 
weiſe Anſtoß Erregende daraus geſtrichen haben. Frei⸗ 
lich iſt 1 jedes Urtheil aus demſelben entfernt 
| worden, wir glauben aber, daß bie einfache Erzählung 
der Thatſachen unſeren Leſern Gelegenheit bieten wird, 
ſich das Urtheil ſelbſt zu bilden. 


Wie entſtand der Verfaſſungsſtreit? 


Artikel 99 der Verfaſſung lautet: 
„Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates 
„müſſen für jedes Jahr im Voraus veranſchlagt 
„und auf den Staatshaushaltsetat gebracht 
„werden. 5 , 
ee wird jährlich durch ein Geſetz feſt⸗ 
eſtellt. 
Selben Herr von Bismark die Leitung des Mini⸗ 
ſteriums übernommen hat, iſt die letzte wichtigſte Be⸗ 
ſtimmung dieſes wichtigſten Verfaſſungsartikels unerfüllt 
geblieben. Was die Veranlaſſung zu dieſem Juſtande 
| gegeben hat, tft bekannt genug, wird aber von der feu⸗ 
dalen Partei gerne durch falſche Darſtellung zu ver⸗ 


dunkeln geſucht; es tft daher wohl der Mühe werth, 
hier nochmals darauf zurückzukommen. 

Das Miniſterium Hohenzollern wollte in der Ge⸗ 
ſtaltung unſeres Heeres Veränderungen vornehmen, welche 
nicht nur eine Erſchwerung der Verpflichtung zum Kriegs⸗ 
bienfte, ſondern auch eine Mehrausgabe von vorläufig 
neun Millionen Thaler jährlich, bei ihrer vollſtändigen 
Durchführung aber eine noch viel größere Belaſtung des 
Staatshaushalts bedingten. Der Plan zu dieſer Ver⸗ 
änderung unſeres Heerweſeng wurde im Jahre 1860 
dem Abgeordnetenhauſe durch das Miniſterium Hohen⸗ 
zollern vorgelegt, welchem auch der gegenwärtige Kriegs⸗ 
miniſter ſchon angehörte. 8 es ſich zeigte, daß das 
Haus nicht geneigt ſein werde, die Vorlage der Regie⸗ 
rung e weil es die dem Lande daraus 
ae: a aan) für unerſchwinglich hielt, wurde 
dieſelbe zurückgezogen und nur eine außerordentliche, 
einmalige Bewilligung von neun Millionen Thaler 
zur Aufrechterhaltung einer vermehrten Kriegsbereitſchaft 
verlangt. Da auch hiergegen noch Bedenken obwalteten, 

ab der damalige Finanzminiſter in Gegenwart des noch 

ente im Amt befindlichen Kriegsminiſters von Roon 
und in öffentlicher Sitzung des Abgeordnetenhauſes, 
Namens der Regierung das feierliche 1 8 ab: 
„daß die von der Regierung verlangten Mittel 
in keiner Weiſe zur len dauernder Ein⸗ 
richtungen verwendet werden ſollten.“ 

Das Abgeordnetenhaus hatte Vertrauen zu dem 
Miniſter von Patow, glaubte ſeinen Worten und be⸗ 
willigte die geforderten, außerordentlichen Mittel. Als 
es aber im Jahr 1861 wieder zuſammentrat, da war 
mit Hülfe des auf dieſe Weiſe erlangten Geldes die 
Reorganiſation eingeführt und die Regierung legte einen 
Staatshaushaltsetat vor, in welchen die jährlichen Mehr⸗ 
koſten dieſer neuen Einrichtung einfach unter die dauern⸗ 
den Ausgaben aufgenommen worden waren. Auf die 
erſtaunte Frage, was man denn von dem vorjährigen 
Verſprechen zu halten habe, erwiederte die Regierung, 
man hätte es ſich ſelbſt ſagen können, daß es nicht 
möglich ſein werde, daſſelbe zu erfüllen. 

Das Abgeordnetenhaus konnte mit Schillers Wallen⸗ 
ſtein ausrufen: 
Das war kein Heldenſtück, Oktavio! 
Nicht deine Klugheit fiegte über meine, 


Ein Kind nur bin ich gegen ſolche Waffen.“ 

Nun war es aber an der Zeit zu handeln, um das 
durch ein zu großes Vertrauen in Gefahr gebrachte Recht 
des Volkes zu retten. Hierzu beſaß das damalige Ab⸗ 
een indeß nicht die erforderliche Thatkraft. Es 
am zu einer Verſöhnung, durch welche die Löſung des 
entſtandenen Konfliktes inausgeſchoben wurde. Man 
bewilligte die Mittel zur vorläufigen Aufrechterhaltung 
der Reorganiſation unter der Verwahrung, daß ein 
ſpäteres Abgeordnetenhaus berechtigt wäre, dieſe ein⸗ 
malige, außerordentliche Bewilligung nicht mehr zu 
leiſten. Die Regierung fügte ſich dieſer Bedingung, 
und ſo ſchied man in Frieden. 


blieb bei ſeinen Beſchlüſſen 


Die im Herbſt 1861 erfolgenden Neuwahlen bewi 
an 8 Volk mit dem ehe Fasern Medi 
zufrieden gewefen war. Eine große Anzahl von Mite 
gliedern der Mehrheit deſſelben wurden nicht wieder 
gewählt, entſchiedenere Männer traten an deren Stelle. 
Die Regierung ahnte, was bevorſtand und benutzte eine 
Meinungsverſchiedenheit, welche wiſchen ihr und der 
Kammer von 1862 über die Gnuticheung des Etats 
entſtand, zur Auflöſung des Hauses. Dieſe That war 
jedoch ihre letzte. Wenige Tage nach der Kammerauf⸗ 
löſung erhielten die liberalen Mitglieder des Miniſteriums 
Auerswald⸗ Hohenzollern ihre Entlaſſung. der nun 
gebildeten Regierung blieben nur der Kriegsminiſter 
von Roon und der Handelsminiſter von der Heydt, 
welcher zum Finanzminiſter avanzirte und als ſolcher 
den bekannten Brief an ſeinen e von Roon 
ſchrieb. Der neue Finanzminiſter bewilligte von vorn 
15 8 was die entlaſſene Regierung für unmöglich er⸗ 

ärt und weshalb fie die Kammer aufgelöſt hatte: die 
anderweite Regelung der Etats. Auch legte er dem im 
Mai 1862 zuſammengetretenen, Aae en Abgeord⸗ 
netenhauſe mit dem Staatshaushalt von 1862 zugleich den 
für 1863 vor. In beiden Etats waren aber wieder die 
he als ordentliche, gleichſam or ver⸗ 
ſtändliche und daher jährlich wiederkehrende Ausgaben 
aufgenommen. 

Der neuen Kammer war Seitens des Volkes die 
ſchwere Aufgabe übertragen worden, wieder gut zu machen, 
was ihre Vorgängerin vom Jahre 1860 — 61 ver ſchu det. 
Unverdroſſen ging ſie an ihre Arbeit. Die Kosten der 
Reorganisation wurden aus dem ordentlichen Budget 
ausgeſchieden und als die Regierung ſich zu keiner, auch 
nicht der kleinſten Nachgiebigkeit betreffs der Dienſtzeit 
bereit zeigte, verworfen. In Folge dieſes Vorgehens 
traten der Finanzminiſter von der Heydt und der fter 
des Auswärtigen Graf Bernſtorf zurück. Unter Leitung 
des bisherigen Geſandten in Paris, von Bismark, bildete 
ſich ein neues Kabinet, in das nur der Kriegsminiſter 
von Roon aus dem ehemaligen Miniſterium der neuen 
Aera als eiſerner Beſtand beibehalten wurde. Mit 
dem neuen Leiter der Regierung kamen auch neue, bis 
dahin in Preußen nicht gehörte Gedanken in dieſelbe. 
Der Miniſterpräſident von Bismark ſtellte die Behaup⸗ 
tung f die Verfaſſung verbinde die Regierung nur 
zur Aufttellung eines Etats, die Kammer habe die Ver⸗ 

flichtung, die nach dem Ermeſſen derſelben zum Beſtehen 
Di Staats nothwendigen Ausgaben zu bewilligen, ge⸗ 
a dies nicht, ſo wäre die Regierung berechtigt, dem 

urch das Abgeordnetenhaus feſtgeſtellten Haushaltsgeſetz 

ihre Genehmigung zu verſagen, und es ſei dann ein im 
Artikel 99. der Verfaſſung nicht vorgeſehener Fall ein⸗ 
getreten. Für die Regierung entſtehe daraus die Be⸗ 
belt en auf eigene Verantwortlichkeit den Staatshaus⸗ 
halt weiter zu führen. 

Solche, nur perſönliche Anfichten widerſpiegelnde Aus⸗ 
8 konnten natürlich das Abgeordnetenhaus nicht 
veranlaſſen, fein Ausgabebewilligungsrecht aufzugeben. Es 

Heben. Im Herrenhauſe 


hatten die Grundſätze des Miniſters Anklang gefunden, 
ed verwarf den ganzen vom a nde 5 genehmig⸗ 
ten Etat. Wenige x darauf wurde das Abgeordneten⸗ 
haus vertagt. Im erbſte erfolgte deſſen Auflöſung. 
Das Volk lies indeß die Vertreter 1 Rechtes nicht 
im Stich und wählte ſie wieder. Auch mit dem 1863 
neugewählten Haufe erfolgte keine Einigung. Die Re⸗ 
gierung beharrte abermals bei der Forderung, das Ab⸗ 
der geen müſſe die Mittel zur Aufrechterhaltung 
er f bewilligen. das nicht geſchah, 
verwarf das Herrenhaus abermals den Etat, und die 
Regierung verkagte abermals den Landtag, ohne daß ein 
Staatshaushaltsgeſetz zu Stande gekommen war. Eine 
10 5 0 scheint man als hoffnungslos aufgegeben 
zu haben. 

Solchen Thatſachen gegenüber, wie wir ſie in dieſer 
kurzen Geſchichte des Streites auseinandergeſetzt haben, 
0 die feudalen Blätter keck genug, täglich gedankenlos 
en Satz zu wiederholen: durch die Schuld des Abge⸗ 
9 5 8b iſt kein Staatshaushaltsgeſetz zu Stande 
gekommen. 


olitiſche Wochenſchau. 

Preußen. % wir vor acht Tagen unſere Wochenſchau 
ſchrieben, da ſchien eine drohende Kriegswolke über unſerem 
Vaterlande zu n Unſere aus den Henn erhalten, in 
die Heimath en Truppen hatten Befehl alten, fte- 
hen zu bleiben und zwei Armeekorps waren in drohender 
Stellung gegen Sachſen und Hannover aufgeſtellt. Aus 
Sachſen ertönte der Kriegsruf, die Truppen dort wurden 
mobil gemacht, die Schätze des grünen Gewölbes (der Schatz⸗ 
kammer Sachſens) nach dem ſeſten ae 1 s 
ſchien wirklich, als wollte Preußen mit Gewalt den Abzug 
der Bundes truppen aus Holſtein erzwingen und als ob Sach⸗ 
ſen ſich bis auf den letzten Mann wehren wollte, während 
Hannover gleich eine große e zeigte. Doch es 
ſah nur einen Augenblick ſo aus, die große Aktion zwiſchen 
Berlin und Leipzig hat ſich in eine Bundestagsſitzung in 
Frankfurt a. M. verwandelt, in welcher Preußen und Oeſter⸗ 
reich den Antrag ang der Bundestag ſollte die Exeku⸗ 
tionstruppen abberufen und der Bundestag hat dieſen Be⸗ 
ſchluß mit 9 gegen 6 Stimmen gefaßt. Das Abgeben ſei⸗ 
ner Stimme gegen den o b. fe »preußiſchen Antrag war 
das letzte, was Herr v. d. Pfordten in ſeiner Eigenſchaft 
als Bundestagsgeſandter gethan hat; auf welche Weit er als 
Premierminiſter in Bayern ſeiner Feindſchaft gegen Preußen 
Luft machen wird, das wird abzuwarten ſein. 

Es bleibt alſo Frieden, und die Truppen zogen am 7. d. 
M. ſieggekrönt in die Hauptſtadt des Landes ein, geführt von 
dem Könige, welcher ſie vor dem Eingange der Stadt be⸗ 
grüßte. Unendlicher Jubel empfing die Sieger von Düppel 
und Alſen, das Volk begrüßte ſeine Söhne und Brüder, 
welche an der Nordgrenze unſeres Vaterlandes dem Lorbeer⸗ 
kranze preußiſchen Ruhmes ein neues Blatt hinzugefügt 
hatten. Es begrüßte ſie in dem Bewußtſein, daß diejeni⸗ 
en, welche jetzt heimkehrten von dem Felde der Ehre, im 

aterlande, zurückgekehrt zu ihrer bürgerlichen Beſchäftigung, 
wieder ganz Bürger ſein würden und die Pflichten und Rechte 
eines Bürgers im vollſten Maße ausüben würden. 

Aber wie ſo manches blutende Herz bei dem Jubel des 
Einzuges der Theuren gedachte, deren Gebeine in fernem 
Lande, aber Dank ihrem vergoſſenen Blute, in deutſcher Erde 
ruhn, fo wollen auch wir nicht von dieſem Gegenſtande ab- 


gen, 


gehen, ohne das Volk daran zu erinnern, was es ſelbſt dem 
vergoſſenen Blute ſeiner Brüder ſchuldig iſt. Es iſt ver⸗ 
pflichtet, dafür zu ſorgen, daß das, was mit dieſem Blute 
erkauft iſt, auch erhalten bleibe, daß der Sieg, welchen dieſes 
Blut dem deutſchen Volksprogramm verſchafft hat, kein ver⸗ 
einzelter bleibe, und daß die altpreußiſche Wehrverfaſſung, 
durch deren Geiſt getragen unſere Brüder in den Tod gin⸗ 
aufrecht erhalten bleibe jetzt und immerdar. 5 

Die Nachricht, daß bei der Nachwahl in Zinten die 
liberalen Parteien ſich getrennt hätten, war eine irrthümli e; 
die Wahl wurde, da eine zweite Abſtimmung Stimmengleihheit 
ergab, durch das Loos entſchieden. , i 

Der Abgeordnete Keller (4. Trierer Wahlbezirk) hat fein 
Mandat niedergelegt. 

Der Abgeordnete Techow hat ſeinen Prozeß gegen den 
Fiskus wegen der Stellvertretungskoſten in erſter Inſtanz 
beim Stadtgericht zu Königsberg gewonnen, dagegen hat 
das Appellationsgericht zu Frankfurt a. O., als zweite In⸗ 
ſtanz, die Abgeordneten Tweſten, Eberti, Parriſius und 
Schollmeyer mit ihren Anſprüchen abgewieſen. 

Der Abg. Kämmerer Hagen iſt im Disziplinarwege zu 
einer Geldſtrafe von 100 Thalern verurtheilt. 

In Sommerfeld ſind die zu Rathsherren gewählten 
Herren Schmidt und Pannott nicht beſtätigt worden; ein 
gleiches Loos traf den in die Schulkommiſſton zu Elbing 
Beuge 91 0 

ie zu Leipzig erſcheinende Deutſche Allgemeine Zeitun 
welche ſtets für die Herrſchaft des liberalen Beelen in Deutſch 
land gekämpft hat, iſt in Preußen verboten worden. 

Die Herren Schramm und Bucher, beide Mitglieder der 
Nationalverſammlung im Jahre 1848 und bis zur Amneſtie 
als Flüchtlinge in England lebend, ſind in die Dienſte des 
ietzigen Niniſteriums getreten. 

In. Iawiire ver wogen Wsöhye ih Ute Hfeitlickye Velymto⸗ 
Bin, in dem Polenprozeß zu Ende gegangen. Es hat am 
2. Dezember die 86. und letzte Sitzung ſtattgefunden, die 
Staatsanwaltſchaft hat zum letzten Male ihre Strafanträge 
geſtellt, die Vertheidigung hat zum letzten Male die Freilaſſun 
der Angeklagten beantragt, und erſt am 23. werden ſi 
Gerichtshof, Staatsanwaltſchaft, Angeklagte und Vertheidigung 
wieder zuſammenfinden, indem an dieſem Tage die Veröffent⸗ 
lichung des Urtheils ſtattfinden wird. 

Kurheſſen. Die Stände hatten ſich mit einer Adreſſe, 
welche ausführlich alle Mißſtände im Lande aufdeckte, an den 
Kurfürſten gewandt. Dieſer hat dieſelbe nicht perſönlich 
entgegengenommen und jetzt in einer ſehr ungnädigen Ant⸗ 
wort die Erwartung ausgeſprochen, daß die Stände ſich fer⸗ 
nerhin jedes mit der Autorität des Kurfürſten nicht zu ver⸗ 
einbarenden Schrittes enthalten werden. 

Die demagogiſchen Unterſuchungen. 

Als die Kriege wider die Franzoſen beendet waren, da 
verſäumten die deutſchen Regierungen die Verſprechungen 
u erfüllen, welche ſie dem deutſchen Volke in der Zeit der 
Det wegen einer freieren Entwickelung des Staatslebens 

egeben hatten. Weder am Bundestage, noch in den Einzel⸗ 
12985 erhielt die Nation die verſprochene und verbriefte 
Theilnahme am Regiment. In Preußen redete man zwar 
noch einige Zeit von der 1815, als Napoleon zum Schrecken 
der deutſchen Fürſten von Elba zurückgekehrt war, ſo feierlich 
verheißenen reichsſtändiſchen Verfaſſung, die Erfüllung der 
Zufage wurde aber nie ernfthaft in die Hand genommen. 

Im Ganzen hatte das Volk nach Beendigung jener Kriege 
u viel mit der Wiederherſtellung ſeines gänzlich erſtörten 
Woebiſtandes zu thun, als daß es im Stande geweſen wäre, 
ſich näher um die Einhaltung jener Zuſage zu kümmern. Die 


Gebildeten aber und die Jugend, welche ihre Studien nach 
beendeter Kriegsarbeit wieder aufnahm, empfanden es ſchwer, 
daß man ſie im Stande der poltiſchen Unmündigkeit erhalten 
wollte, und daß mit der ſchwer erkämpften Befreiung von 
der Fremdherrſchaft eine würdige Stellung des Volkes im 
Inlande nicht errungen war. Den Regierungen, welche ſich 
ihrer Schuld wohl bewußt waren, entging dieſe Unzufriedenheit 
nicht, fie wurden beſorgt, und da es ſchon damals nicht an 
Sn und Verleumdern des Volkes fehlte, welche ihren 

ortheil in der Vergrößerung jener Beſorgniſſe fanden, ſo 
kam es im Jahre 1819 zu der berüchtigten Karlsbader 
Miniſterzuſammenkunft, auf welcher der letzte Reſt der noch 
beſtehenden deutſchen Freiheit zu Grabe getragen wurde. 

Die in Karlsbad damals verſammelten deutſchen Diplo⸗ 
maten hielten ſich für berechtigt, zu erklären, daß der Artikel 13 
der Bundesakte, welcher beſtimmt, daß in allen deutſchen 
Bundesſtaaten landſtändiſche Verfaſſungen ftattfinden ſollen, 
e worden ſei, er bedeute eigentlich nicht das, was 
darin ſtehe. Die Preſſe beſchloß man überall der Zenjur 
zu unterwerfen. Jedes unter 32 Bogen ſtarke Buch und 
jede Zeitſchrift mußte der Behörde in der Handſchrift vor⸗ 
gelegt werden und durfte nur dann gedruckt werden, wenn 
es vor deren Augen Gnade fand. Zur Unterſuchung „des 
Urſprungs der in mehreren Bundesſtaaten entdeckten revolu⸗ 
tionairen Umtriebe und demagogiſchen Verbindungen“ wurde 
in Mainz eine ſogenannte Zentralunterſuchungskommiſſion 
niedergeſetzt. 

Dieſe Kommiſſion entfaltete eine fieberhafte Thätigkeit. 
Sie zog hunderte von Perſonen zur Unterſuchung, und legte 3000 
Aktenſtücke an. Indeß gelang es ihr, nach ihrer eigenen Er⸗ 
klärung, ſelbſt nach zweijährigem rüſtigem Arbeiten nicht „eine 
Ausbeute für die ſtrafende Gerechtigkeit“ zu finden Nichte 
deſto weniger blieb ſie noch Jahre Sn beftehen, und gerabe in 
Folge der von ihr ausgegangenen 1 0 ſtieg dann die 
Unzufriedenheit unter der Jugend ſo ſehr, daß es in den 
erſten dreißiger Jahren zu einzelnen Aufſtandsverſuchen kam, 
die dann neue Wende Unterſuchungen zur Folge hatten. 
Gegen 0 als 1800 Angeſchuldigte waren nach dem da⸗ 
maligen geheimen Verfahren Unterſuchungen geführt worden 
und wegen der harmloſeſten Dinge waren Füngliage und 
Männer zu e Gefängnißſtrafen verurtheilt worden. 
Ein nunmehr b 
wegen eines unter ſeinen Sachen gefundenen Bandes, das 
er von ſeiner Braut zum Geſchenk bekommen hatte, welches 
die Unterſuchungskommiſſion aber für ein Bundeszeichen hielt, 
zu mehreren Jahren Feſtung verurtheilt. In Preußen waren 
es vorzüglich der Geheimerath Tſchoppe“) und der damalige 
Vorſtand des Polizeiminiſteriums, ſpätere Juſtizminiſter von 
Kamptz, welche die ſogenannten Demagogen auf das Ge⸗ 
häſſigſte verfolgten. Die verdienteſten Männer waren vor 
ihren Denunziationen nicht ſicher und kamen in langjährige 
Unterſuchungen. Auch der edle E. M. Arndt, deſſen neunzi 
jährigen Geburtstag unlängſt ganz Deutſchland gefeiert 


folgung dieſer Dunkelmänner nicht. Obſchon ihn ſeine 
herrlichen Kriegslieder und ſeine unter größter Gefahr wider 
die Bedränger des Vaterlandes in den Jahren 1809 bis 13 
gerichteten Schriften, welche Jugend und Männer zum Kampfe 
gegen die fremden Unterdrücker aufriefen, wohl vor jedem 
Verdachte hätten ſchützen follen, jo wurde er doch im Jahre 
1819, allerdings nur auf einen halben Tag, verhaftet und 


) Später ſchlug Tſchoppe das Gewiſſen über das von ihm 


angerichtete Unheil und er ſtarb im Wahnfinn. 


ereits verſtorbener Freund von uns wurde 


1 
En hat, 
dem jetzt mit Bewilligung unſeres Königs das dankbare 


ae ee ee e e e Seite keine Kenntniß hatte, wie er denn auch noch viel 


in eine Jahre dauernde Unterfuhung verwickelt. Zwar wurde 
er endlich freigeſprochen und behielt ge Gehalt; aber es 
wurde ihm nicht geftattet, in feinem Berufe als Lehrer an 
der Univerſität Bonn weiter zu wirken. Obſchon er alſo 
von jedem Verdacht freigeſprochen war, ſo wurde er dennoch 
durch Entziehung der Ausübung ſeines Berufes eftraft. 
Oder vielmehr nicht er, das Volk wurde gef ädigt 
durch den Verluſt der Lehrthätigkeit eines fo treff⸗ 
lichen Mannes. Mehr als zwanzig Jahre lebte Arndt 
allein feinen wiſſenſchaftlichen Arbeiten, bis ihn 1840 Friedrich 
Wilhelm IV. wieder als Profeſſor anſtellte. 

ären wir im Stande, ohne gar zu weitläu g zu werden, 
all die jämmerlichen ee e wiederzugeben, wider die 
ſich Arndt in der zwei Jahre dauernden Unterſuchung zu 
vertheidigen hatte, unſere Leſer würden erſtaunen und, mit 
ihrem Urtheil in Verlegenheit ſein, was ſie mehr verwundern 
ſollte: die Abgeſchmacktheit oder die Bosheit der Denunziantell. 
Einen Punkt der Anklage wollen wir ihnen jedoch nicht vor 
enthalten, er iſt ſehr bezeichnend für die Grundlage der dema⸗ 
dogg Raberſuch auen und für die Leichtfertigkeit, mit 


allgemein werden. Vermüfpl. 
olche Dinge abgewitzt iſt, der Sache ſchnell 


Trägheit nicht zu reden.“ 
„Wenn ein Prediger erſchoſſen ſeyn wird, hat vie Sache 
„ein Ende.“ 5 a 

Man ſieht hieraus, daß der König wenig Vertrauen zu 

einem Volke und von dem neuen, in demſelben ſich regenden 


ſpäter dieſem Geiſt, ſelbſt als er ſich bereits in der groß ⸗ 
ee Erhebung der Provinz Preußen bewährt hatte, mit 
Mißtrauen begegnete. N, 
Arndt hatte alſo dieſe Randbemerkungen des Königs in 
ſein Tagebuch geſchrieben. Als man die Unterſuchung wider 
ihn einleitete und alle ſeine Papiere mit Beſchlag belegte, 


*) Erhebung Aller. **) Geſtaltloſe Verwirrung. 
*) Hinrichtungen. 


Hierzu eine Beilage. 


Beilage zu Nr. 11. der „Verfaſſung“ am 10. Dezember 1864. 


fand man auch dieſes Tagebuch und faßte wider Arndt den 


von ihm herrührten und ſich auf den Plan 
eines Auffta wider die deutſchen Regierungen bezögen 
und die königl. preußiſche Staatszeitung deutete in einem 

ftigen Artikel über die demagogiſchen Umtriebe darauf 
Bien habe in einem mörderiſchen Entwurfe bei Auf- 


Verdacht, daß ße 


inden auf Hinrichtungen geſonnen und Prediger gelegent- 
ich erſchießen laſſen wollen. 

Arndt war ein muthiger und kräftiger Mann, er über⸗ 
wand die Kränkung, 7 5 er um Preußen und Deutſchland 
wahrlich 5 verdient hatte. Ja, es war ihm ſogar ver⸗ 

önnt, alle feine Feinde zu überleben, und erſt nachdem ganz 

Ventfchland ſeinen 90. Geburtstag mit ihm friedlich began⸗ 
gen, wurde er zu ſeinen Vätern verſammelt. Viel trauriger 
war das Schickſal ſo mancher ſeiner Leidensgenoſſen: nicht 
wenige ſtarben in den Gefängniſſen, anderen wurde der 
Lebensmuth gebrochen, ein zerſtörtes Leben war ihr Loos. 

Wir A ſchließen mit dem Troſteswort, das der grobe 
Minifter Stein unter dem 9. Februar 1822 an Arndt 
richtete: 

0. Ae enge iſt es gegenwärtig beſſer als es vor 10—12 

„Fahren war, aber des Schlechten und Nichtswürdigen 

bleibt noch genug übrig, um alle Gutgeſinnten zu betrü⸗ 

„ben und ſich mit dem Troſt aufrichten zu müßſen, daß 

„eine väterliche und weiſe e es ſo eingerichtet, 

„um uns in unfrer Anhänglichkeit an das Gute zu ſtählen 

„pete ſtärken. Der alte gute Gleim ſingt wahrer als 

„poetiſch: 

Du Menſch, das Böſe bindet ſich 
Zur Strafe ſelbſt die Ruthe, 

Du Feind des Böſen tröſte Dich, 
Aus Böſem quillt das Gute.“ 


£ Irren ift menfchlich, 

Wir haben vorige Woche den Fehler begangen, an bie 
großen Worte der feudalen Blätter zu glauben. Wir halten 
es für unſre Pflicht dies offen einzugeſtehen und versprechen 

iemit Beſſerung. Mag die Provinzlal⸗Korreſpondenz, mag das 
latt, welches, wie Herr von Bismark ſagte, ihm bisweilen fein 
Beſtes, feine weißen Blätter darbietet, um darauf zu ſchreiben, 
die Norddeutſche A Zeitung, mag die Zeidler 'ſche 
Korreſpondenz in Zukunft noch ſo große Worte über die 
Abſichten der Regierung machen, wir verſprechen feier ⸗ 
lich ihnen kein Wort mehr zu glauben. Uebrigens 
können wir zu unſerer Entſchuldigung anführen, daß wir 
uns den Gegenbefehl an die im Rückmarſch be riffenen 
Truppen und das Juſammenbleiben der weſtphäliſchen und 
brandenburger Diviſion nicht anders erklären e Wer, 
o fragen wir, konnte erwarten, daß dieſer gewaltig kreißende 
erg die winzig kleine Maus des Antrages am Bunde auf 
Zurlictziehung der Bundederefutionstruppen gebären würde. 
ie Angelegenheit konnte auf zweierlei Weiſen behandelt 
werden. Entweder in der von den feudalen Blättern mit 
Trompetenſtößen verkündeten Art, daß man Truppen auf⸗ 
ſtellte und Sachſen erklärte: Ihr geht hinaus, oder 15 werdet 
hinausgeworfen. Oder auf dem jetzt von der Regierung ber 
tretenen Wege des Antrages an den Bund. Für jede von 
beiden Maßregeln ließ fe viel anführen. Beide zu gleicher 

Zeit zu ergreifen, das hat gar nichts für ſich. 
er in einer Verſammlung von Gleichberechtigten einen 
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ntrag einbringt, der bekundet dadurch, daß er die Abſicht 
hat ich dem WWeſchluß der Mehrheit über dieſen Antrag 
bereitwillig zu unterwerfen. Wollte alſo die Regierung da⸗ 
durch, daß ſie den Antrag auf Zurückziehung der Bundes⸗ 
truppen am Bundestag 1 1 die Befugniß des Bundes, 
zur Entſcheidung der zwiſchen ihr und der ſächſiſchen Regie 
rung entstandenen Streitfrage, ausdrücklich anerkennen, ſo 
hätte fie die Truppenaufftellung nicht vorhergehen laſſen 
ſollen. Dadurch, daß ſie jetzt Beides gethan hat, hat ſie 
einerſeits eine große Aufregung hervorgerufen und ſich den 
Haß der Mittelſtaaten zugezogen, ohne andrerſeits die Frucht 
der Machtentfaltung zu gewinnen. on 
Uebrigens können wir nicht unterlaffen, auch bei dieſer 
Gelegenheit abermals darauf hinzuweiſen, daß es hohe Zeit 
iſt, endlich das Schickſal der Herzogthümer zur Entſcheidung 
u bringen und daß ihre Bewohner über die Zukunft ihres 
andes ein Wort mitzureden haben. Möge man übrigens 
ſtets eingedenk fein, daß die Schleswig ⸗Holſteiner fi zwar 
ſchwer zu angriffsweiſen politiſchen Henblungen entſchließen, 
daß fie aber im zähen Widerſtande gegen die ihnen aufgedrun⸗ 
genen Staatseinrichtungen Großes und Bewundernswürdiges 
geleiſtet haben. 


Sprechſaal. 
Herr Redakteur! 

Ich bitte Sie, mir eine kurze Bemerkung zu Ihrem Leit⸗ 
artikel in Nr. 10 der „Verfaſſung“ zu erlauben. Gewiß bin 
ich damit einverſtanden, daß die Beolerungen der Mittel⸗ und 
Kleinſtaaten es wohl verdient haben, daß die Preußiſche Re⸗ 
gierung die Bundesexekutionstruppen ohne viele Umſtände aus 
Holſtein herauskomplimentirte. Gleichwohl wünſchte ich hin⸗ 
zugefügt, daß es uns Preußen durchaus nicht gleichgültig iſt, 
wenn auch die Bevölkerung der Mittel⸗ und Kleinſtaaten 
durch das Verfahren unſerer Regierung ſich verletzt fühlen 
ſollte. Wir dürfen ja nicht leugnen, daß auch die gerechteſte 
Zurückweiſung mittel- und kleinſtaatlicher Anmaßungen fo 
lange als eine auch dem deutſchen Volke zugefügte Kränkung 
betrachtet werden kann, als die Preußische Regierung nicht 
offen und klar mit ihren eigentlichen Abſichten hervortritt. 
So lange dies nicht geschieht, kann man es Niemanden, und 
namentlich nicht den Deutſchen außerhalb Preußens, ver⸗ 
argen, wenn fie fürchten, daß jeder, auch der an ſich gerecht ⸗ 
fertigtſte Gebrauch, den unſere Regierung von ihrer Stärke 
ah, am Ende doch nur dazu dienen Ir die beſonderen 
Pläne der gerade am Ruder nd befindenden Partei, nicht 
aber die wahren Intereſſen und den 1 Willen 
des Preußiſchen und Deutſchen Volkes dur zufü hren. 

Wenn Sie, wie ich wohl hoffen darf, dieſer Bemerkung 
beiſtimmen, ſo erſuche ich Sie, derſelben einen Platz in der 
nächſten Nummer Ihres Blattes 8 

[Wir wollen dem geehrten Herrn Einſender gern zu⸗ 
geſtehen, daß wir uns in dem „die Herzogthümer“ über⸗ 
schriebenen Aufſatz deutlicher hätten ausdrücken können. Er 
wird uns hinwiderum einräumen müſſen, daß der Bundestag 
ſich in der holſteinſchen Frage abermals unfähig zur Ver⸗ 
tretung der deutſchen Seele erwieſen hat und dies wird 
ſo bleiben, bis einſt ein deutſches Parlament entſcheidend auf 
die Schickſale des Vaterlandes einwirken wird. — M 
Tag der Verwirklichung nicht allzufern ſein. 

Die Redaktion.] 
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Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinſtein in Berlin. 


Zu Weibnachtsgeſchenken 
Nie die Verlagshandlung von Frauz Duncker in 
Berlin: 


Otto Ruppius' Romane 


aus dem deutſch⸗ amerikaniſchen Leben. 

Der Pedlar. Geh. 12 Sgr. — Das Vermächtniß 
des Bel Geh. 12 Sgr. — Geld und Geift. 
Geh. 12 Sgr. — Der Prairieteufel. Geh. 16 Sgr. — 
Genrebilder, enthaltend: Wie ich im Weften hängen 
blieb. Ein deutſcher Pferdedieb. Eine Karriere in Ame⸗ 
rika. Der erſte Ball in Milwaukie. Aus dem Schulleh⸗ 
rerleben im Weſten. Waldſpinne. Geh. 16 Sgr. — Im 
Weſten. Band Fi enthaltend: Mary Kreuzer. Buſch⸗ 
lerche. Geh. 16 Sgr. — Im Weſten. Band II., ent⸗ 
haltend: Auf Regletungslande Vermißt. Unter Fremden. 
Geh. 16 Sgr. — Südweſt. Enthaltend: Die Nach⸗ 
barn. — Bill Hammer. Eine Spekulation. Geh. 16 Sgr. 
Zwei Welten. Geh. 16 Sgr. 
Aus dem deutſchen Volksleben. 

Band J., enthaltend: Ein Stück deutſches Bauernleben. 
Drei Tage aus dem Leben eines Schullehrers. Traumkönig 
und der reiche Schneider. Geh. 16 Sgr. — Band II., 
enthaltend: Schlamm und feſter Bora. Prieſter und 
Bauer. Eine Weberfamilie. Geh. 16 

Elegant in Calico gebunden koſket der Baud 

5 Sgr. mehr. 

Die Erzählungen und Romane des leider zu früh ver⸗ 
ſtorbenen Otto Nuppins gehören zu den beliebteſten in 
der Unterhaltungs⸗Literatur und mit Recht, da nur wenige 
es wie Ruppius verſtanden haben, unter den verſchie⸗ 
g denſten Verhältniſſen das innere deutſche Weſen, das deut⸗ 
ſche Gemüth in ſo herrlicher, herzgewinnender Weiſe zur 

eltung zu bringen. 

Die Verlagshandlung hat ihrerſeits, um Nuppins' 
Schriften zu einem Gemeingut des deutſchen Volkes zu 
machen, den Preis der Bändchen, deren jedes einzeln zu 
haben iſt, äußerſt niedrig geſtellt, mögen ſie daher auch 
zum bevorſtehenden Feſte recht vielfeitig zu Geſchenken bes 
nutzt werden. 

Vorräthig in allen 5 


Im Verlage von Alexander Jonas in Berlin iſt er⸗ 


= Die preußifhe Militärfrage 


das geſetz vom 3. 3. September 1811. 


Zum allgemeinen Verſtändniß für das Volk 
kurz dagheſtellt 


Dr. Guſtav Vewinſtein. 

Bei der Wahrſcheinlichkeit, daß die Frage über die 

künftige Geſtaltung unſerer Armee in kurzer Zeit wieder zu 3 

eingehenden Verhandlungen fe m geben wird, dürfte & 
dee Schrift, welche in einfacher un enter Weiſe die dabei 

in Betracht kommenden Fragen entwickelt, Manchem will: 


kommen ſein. 
EEE 


Bei Th. Grieben in Berlin, Lindenſtr. 28, iſt ſoeben er er · 
ſchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


25. Auflage. Die diätekiſche Heilmethode 


ohne ohne Arznei und ohne Waſſerkur, 
ausführlich beſchrieben nach dem Verfahren des „Naturarztes 
roth von Dr. Moritz Kypke. I. Theil: Heilung der 
chroniſchen oder langwierigen Krankheiten unter Herſtellung eines 
eſunden Magens und einer kräftigen Verdauung, mit einer faß- 
& en Darlegung der Nutzloſigkeit und Gefährlichkeit der Arznei⸗ 


kuren. 25. Auflage. 20 Sgr. — II. Theil: Heilung der acuten 


oder hitzigen Fieber⸗ und Entzündungs » Krankheit 
lage en Verhaltungsregeln bei Berge 19. Auf. 


ö Zu Weihnachts. Se chenken 4 


5 empfiehlt die Verlagshandlun, vo 0 
ee eee e 82 n Franz Duncker in Berlin 15 
Eliot, George, Adam Bede. Ueberſetzt von Dr. 2 
Julins Freſe. 2 Bde. Eleg. geh. | 
2½ thlr. 51 gi I 
Die Mühle am Floß. ueberſetzt von 
Dr Julius Freſe. 2 Bde. Eu 115 5 


— 


2 thlr. 
Silas Marner, der Weber von 
Hayeloe, Ueberſetzt von Dr. Julius 3 


0 Freſe. Eleg. geh. 24 fgr. 
Hartmann, Morig, Erden 05 ei ne Unſtäten. & 5 
Bde. Eleg. ge 11 

— Von Frühling zu Feübting. Eleg. f 
geh. 1 thlr. 10 fgr. 15 
Am P Ing. Eine Geſchichte. 2 Bde. 2 
leg. geb. 25 thtr. I 


9 


Kompert, Leopold 


Lewes. pi Frese des V. b 
von Dr: ulins Freſe. Set ktav⸗A Austen = Kalk: 
Aufl. ände. Elegant cheftet 4 Thir⸗ Elegant ge» 


en in Halbfranz 5 Thlr. Klaſſiker Ausgabe. 
Sechste Aufl. 2 Bände. Eleg. geheftet 2 Thlr. El, 
gebunden 2 Thlr. 10 Sgr. 3 I 


Schiller S Leben und Werke. Ven Emil 


alleske. Oktav⸗Ausgabe. 2 
geheſter 4 Thlr. Elegant geb in Salben 5 gs 155 
Rlafffer - Ausgabe, de ele 9 Bande. 


Vorräthig in allen . 9 
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Kan geheftet 2 Thlr. Elegant gebunden 2 Thlr. 


882 FEIERN: 
Zu Weihnachls⸗9 mn A 
1 
Vorrätbig in allen Buchhandlungen. 
RR N 


emp ehlt die Verlagshandlung von vn Duncker in 
N 


Berlin 

Goethes Leben und Schriften. Bon G. H. 
8 Zu Weihnachtsgeschenken für dieJugend 
> empfiehlt die Verlagshandlung von Franz Duncker in 


märchen. 11. Auflage. 


Mit 7 Illnſtrationen von L. Pietſch 00 einem 

Umſchlag in Farbendruck, elegant cart. 15 Sgr. 

Ausgabe auf Velinpapier mit 7 Illustrationen von 

L. Pietſch, elegant in Calico geb. 1 Thlr. 

Howitt, M., der ſtaudhafte Gabriel. Eine Er⸗ 
Abend für die Jugend. Mit Titelkupfer, elegant kart. 
10 Sgr. 

Jakobs, F., Hellas. Vorträge über Heimath, Ger 
ſchichte, Literatur und Kunſt der Hellenen. Elegant 
kartonnirt in er uncl 12% Thlr. 

Uhlenhuth, E er junge Chemiker. Eine An 
leitung zur Anstellung von chemiſchen Arbeiten. Mit 
vielen Jlluſtrationen. Elegant geb. 1 Thlr. 

Vorräthig in allen Buchhandlungen. 


: Grimm’ Kinder⸗ und Haus⸗ 
i 
3 
2 
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